
sigkeit des Rechtswegs ist schon aus den vorgenannten 
Gründen unrichtig und läßt sich auch aus dem Wort­
laut oder dem Sinn der angezogenen Bestimmungen 
nicht herleiten. Sie erscheint aber um so bedenklicher, 
als sie zu gesellschaftlich nicht vertretbaren Konse­
quenzen führen würde. Eine Orientierung auf Aus­
schluß der Schuldner aus der AWG gemäß Abschn. VII 
Ziff. 4 des Musterstatuts für AWG, wie sie das Kreis­
gericht gegeben hat, ist fehlerhaft. Es hat die Voraus­
setzungen für eine derartig schwerwiegende Maß­
nahme, die zudem die AWG erkennbar nicht anwenden 
will,' nicht beachtet. Meinungsverschiedenheiten zwi­
schen der AWG und einem Mitglied darüber, wieviel 
Arbeitsleistungen es zu erbringen und davon bereits 
erbracht hat, stellen für sich allein im Prinzip keinen 
Verstoß des Mitglieds gegen die Grundsätze der AWG 
dar. Ein Ausschluß wäre allein aus diesen oder ähn­
lichen Gründen nicht möglich; denn das Statut läßt den 
Ausschluß grundsätzlich nur zu, wenn das Mitglied 
gröblich oder wiederholt gegen die Grundsätze der 
AWG verstoßen hat. Er ist also die schwerwiegendste 
Maßnahme und sollte nur dann angewendet werden, 
wenn alle anderen Möglichkeiten, das Mitglied zu 
einem mit den genossenschaftlichen Prinzipien überein­
stimmenden Verhalten zu bewegen, erfolglos geblieben 
sind.
Was die auf Abschn. VII Ziff. 15 des Musterstatuts ge­
stützte Argumentation des Kreisgerichts betrifft, die 
AWG könne ihre Ansprüche nur durch Aufrechnung 
gegen die Genossenschaftsanteile der Schuldner geltend 
machen, so würde dieser Rechtsstandpunkt dazu füh­
ren, daß die Arbeiterwohnungsbaugenossenschaften 
während der Dauer des Mitgliedschaftsverhältnisses die 
hier geltend gemachten Ansprüche weder endgültig klä­
ren noch realisieren könnten. Wollten sie aber ihre 
diesbezüglichen berechtigten Interessen wahrnehmen, 
so wären sie nicht nur zum Ausschluß des betreffenden 
Mitglieds, sondern gleichzeitig zur Verletzung des Sta­
tuts gezwungen.
Aus diesen Gründen war auf den Kassationsantrag der 
Beschluß des Kreisgerichts wegen Verletzung des Ge­
setzes (§ 3 GVG, § 17 Abs. 2 AWG-VO, § 688 Abs. 1 ZPO) 
aufzuheben. Gemäß § 575 ZPO war der Sekretär des 
Kreisgerichts anzuweisen, über das Mahngesuch sach­
lich zu befinden.

§§138, 817 BGB; §39 GBA; §1 der VO über die An­
wendung des Gesetzbuches der Arbeit in den Privat­
betrieben vom 25. August 1967 (GBl. II S. 579).

1. Verträge, die ihrem Inhalt nach die Gewährung eines 
sog. partiarischen Darlehns bezwecken und daher von 
unserer Rechtsordnung nicht anerkannt werden, bewir­
ken nicht zwangsläufig, daß der Anspruch auf Rück­
forderung des Darlehns ausgeschlossen ist. Es ist viel­
mehr im Einzelfall zu prüfen, ob mit der Hingabe des 
Geldes ein wucherischer und unsittlicher Zweck beab­
sichtigt war.
2. Es widerspricht dem sozialistischen Arbeitsrecht, daß 
ein Arbeiter oder ein Angestellter außer seinem Lohn 
oder Gehalt (einschließlich Prämie und Jahresend­
prämie) Gewinnbeteiligung bezieht. Das gilt auch für 
Privatbetriebe.
BG Potsdam, Urt. vom 25. August 1969 — Kass. C 3/68.

Der Kläger war bis zum 31. Dezember 1963 Teilhaber 
eines Mühlenbetriebes, den Herr St. gepachtet hatte. 
Am 9. Dezember 1963 schlossen beide eine schriftliche 
Vereinbarung folgenden Inhalts;
1. Herr R. (Kläger) scheidet aus gesundheitlichen Grün­
den aus der seit dem Jahre 1954 bestehenden Teil­
haberschaft per 31. Dezember 1963 aus.

2. Herr R. verpflichtet sich, ab 1. Januar 1964 eine sei­
nem gesundheitlichen Zustand entsprechende verant­
wortliche Tätigkeit mit den entsprechenden Vollmach­
ten zur Unterstützung des Herrn St. gegen ein zu ver­
einbarendes Entgelt zu übernehmen.
3. Die Auflösung der Teilhaberschaft des Herrn R. soll 
dergestalt vollzogen werden, daß sein aus der Bilanz 
per 31. Dezember 1963 ersichtlicher Kapitalanteil zwecks 
Vermeidung einer finanziellen Schwächung des Betrie­
bes weiterhin für betriebliche Zwecke zur Verfügung 
stehen soll, und zwar so lange, wie entweder der Be­
trieb unter Leitung des Herrn St. besteht oder ein frü­
heres Ausscheiden des Herrn R. im gegenseitigen Ein­
verständnis erfolgt.
4. Als Gegenleistung gewährt Herr St. Herrn R. für die 
Zeit seiner Mitarbeit einen Gewinnanteil von 25 % un­
ter der Voraussetzung, daß der Reingewinn 10 000 M 
per anno übersteigt.
Der Kläger hat bis Juli 1965 noch im Betrieb gearbei­
tet. Herr St. ist am 22. Oktober 1964 verstorben. Danach 
hat seine Witwe, die Verklagte zu 1), den Mühlen­
betrieb bis zum 1. November 1965 weitergeführt.
Das Kreisgericht hat entsprechend dem Klagantrag die 
Verklagten (Witwe und Kinder des Herrn St.) als Ge­
samtschuldner verurteilt, an den Kläger 14 130,06 M Ka­
pitalanteil sowie für die Zeit vom 1. Januar 1965 bis 
30. Juni 1965 einen Gewinnanteil von 2 856,70 M und für 
die Zeit vom 1. Juli 1965 bis 31. Oktober 1965 einen sol­
chen von 1 395,63 M zu zahlen.
Gegen dieses Urteil hat der Staatsanwalt des Bezirks 
die Kassation beantragt, die teilweise Erfolg hatte.

Aus den G r ü n d e n ;
Was die Rückzahlung des Kapitalanteils in Höhe von 
14 130,06 M anbelangt, so ist der Kassationsantrag, mit 
dem die Berechtigung dieses Anspruchs verneint wird, 
im Ergebnis nicht begründet. Aus der Vereinbarung 
zwischen Herrn St. und dem Kläger vom 9. Dezember 
1963 ergibt sich, daß ein Kapitalanteil des Klägers be­
stand und daß die Rückzahlung seit dem Tode des St. 
fällig war. Damit verwandelte sich der Kapitalanteil in 
ein Darlehn des Klägers für Herrn St. Es bestehen 
keine rechtlichen Bedenken, daß ein Angestellter dem 
Betriebsinhaber ein Darlehn gewährt. Daher mußte 
unter dem Gesichtspunkt des Darlehns die Klage 
durchgreifen, so daß der Kassationsantrag, mit dem 
Aufhebung des Urteils und Abweisung der Klage hin­
sichtlich dieses Anspruchs beantragt worden war, inso­
weit nicht durchdringen konnte.
Erfolg hatte der Kassationsantrag jedoch hinsichtlich 
der Teile des Urteils, mit denen die Verklagten verur­
teilt wurden, Gewinnanteile an den Kläger zu zahlen. 
Der Kläger hatte dem Rechtsvorgänger der Verklagten 
14 130,06 M für betriebliche Zwecke zur Verfügung ge­
stellt. Dafür sollte der Kläger nach dem Vertrag vom
9. Dezember 1963 einen Gewinnanteil von 25% erhal­
ten, wenn der Reingewinn 10 000 M „per anno“ über­
steigt. Diese Abrede ist nichtig.
Das Kreisgericht hat die vermögensrechtlichen Bezie­
hungen zwischen dem Kläger und dem Rechtsvorgänger 
der Verklagten auf Grund des Vertrages rechtlich feh­
lerhaft als Gemeinschaft nach den §§ 741 ff. BGB quali­
fiziert. Eine Gemeinschaft i. S. des BGB liegt vor, wenn 
ein Recht, z. B. das zum Betrieb der Mühle, mehreren 
gemeinschaftlich zustünde. Das aber ist mit dem Ver­
trag nicht beabsichtigt worden und nach Handwerker­
recht auch unzulässig, denn der Kläger ist kein Hand­
werker des Mühlenfachs. Es handelt sich bei dem Ver­
trag vielmehr um einen Darlehnsvertrag, allerdings um 
einen Vertrag mit besonderer Ausgestaltung, wie er in 
unserer Rechtsordnung nicht anerkannt wird (vgl. Ur­
teil des ehemaligen Kammergerichts vom 19. März 
1953 - 1 U 24/53 - NJ 1953 S. 427).
Der Vertrag hat ein sog. partiarisches Darlehn zum
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